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Informationen zu TOP 9  

Änderungen von § 15 der Satzung 
 
 

§ 15 
 
(1)  Die Hauptversammlung ist mindestens 36 Tage vor dem Tag der Versammlung einzuberu-

fen. Bei der Berechnung der Frist ist der Tag der Einberufung nicht mitzurechnen. Die 
Hauptversammlung kann abweichend von § 123 Abs. 1 Satz 1 AktG mit einer Frist von 
mindestens 14 Tagen vor der Hauptversammlung einberufen werden, wenn diese allein o-
der neben anderen Gegenständen die Beschlussfassung über eine Kapitalerhöhung enthält 
und die in § 36 Abs. 5 Satz 1 des Gesetzes zur Sanierung und Abwicklung von Instituten 
und Finanzgruppen (SAG) aufgeführten Voraussetzungen vorliegen; diese Mindestfrist ver-
längert sich nicht um die Tage der Anmeldefrist 

 
(2)  Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind diejeni-

gen Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung anmelden und ihre Berechti-
gung zur Teilnahme an der Hauptversammlung nachweisen. Hierfür ist ein besonderer 
Nachweis des Anteilsbesitzes erforderlich. Ein Nachweis über den Anteilsbesitz durch den 
Letztintermediär gem. § 67c Abs. 3 AktG ist hierfür in jedem Fall ausreichend. Der Nach-
weis des Anteilsbesitzes hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung 
zu beziehen und muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Ad-
resse in Textform mindestens sechs Tage – im Fall von § 15 Abs. 1 Satz 2 dieser Satzung 
mindestens drei Tage – vor der Hauptversammlung zugehen Der Nachweis des Anteilsbe-
sitzes hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung zu beziehen und 
muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse in Textform 
mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen. Der Tag des Zugangs ist 
nicht mitzurechnen. 

 
(3)  Bei Fristen und Terminen, die von der Hauptversammlung zurückberechnet werden, ist der 

Tag der Hauptversammlung nicht mitzurechnen. Eine Verlegung von einem Sonntag, 
Sonnabend oder einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden oder nachfolgenden 
Werktag kommt nicht in Betracht. Die §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind 
nicht entsprechend anzuwenden. 

 
(4)  Die Gesellschaft ist berechtigt, bei Zweifeln an der Richtigkeit oder Echtheit des Nachwei-

ses einen geeigneten weiteren Nachweis zu verlangen. Wird dieser Nachweis nicht oder 
nicht in gehöriger Form erbracht, kann die Gesellschaft den Aktionär zurückweisen. 
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